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1. Vorgehensweise und Skizzierung der Ausgangssituation 
Die aktuelle Krise ist stärker als alle bisherigen Krisen von einer intensiven Diskussion 
der Möglichkeiten staatlicher Krisenüberwindung und der Funktion und Stellung des 
Staates im ökonomischen Kreislauf überhaupt begleitet gewesen. Eine Analyse des 
tatsächlichen Handelns der staatlichen Institutionen und die Überprüfung der theo-
retischen Ansätze zur Erklärung dieser Handlungen, ist allerdings nicht nur wichtig für 
die wissenschaftliche Diskussion, sondern ebenso für das Verständnis der Strategien 
und Forderungen von Gewerkschaften und Parteien. 
Im folgenden wird kurz die ökonomische Ausgangslage charakterisiert, sowie 
eine Analyse der unterschiedlichen Anforderungen von Gewerkschaften und Unter-
nehmerverbänden an die staatliche Wirtschaftspolitik vorgenommen. Im Anschluß 
daran soll die Handlungsweise des Staates in der Krise aufgezeigt und einige Ansatz-
punkte zur theoretischen Erklärung diskutiert werden. Ziel des Beitrags ist es hierbei 
nicht, eine umfassende Analyse der Krise 1974/75 vorzulegen. Im Vordergrund der 
Betrachtung stehen die Auswirkungen der Krise auf den Staatssektor und seine Reak-
tion auf diese Krise, wobei die kurzfristigen Maßnahmen in einem Beziehungszusam-
menhang zu den strukturellen Veränderungen des Staatssektors stehen, die letztlich 
aus seiner Stellung im Reproduktionsprozeß resultieren. 
Die Bundesrepublik hat 19 7 5 die schwerste N achkriegsreszessi on durchgemacht. 
Der sich abzeichnende Aufschwung fällt in den sechsten Konjunkturzyklus der Nach-
kriegszeit. Die zyklische Bewegung des Sozialprodukts führt in der Krise zu einem 
automatischen Rückgang der Steuereinnahmen. Sofern die Staatsausgabennicht eben-
falls sinken, resultiert daraus ein steigender Kreditbedarf des Staates. Die äußere Form 
einer Zunahme der Staatsverschuldung wird als Finanzkrise apostrophiert. Die „Fi-
nanzkrise" wurde im augenblicklichen Zyklus noch dadurch verstärkt, daß der Staat 
aufgrund gesetzlicher Regelungen in größerem Umfang Sozialleistungen finanzieren 
mußte (1). Die Krise des privatkapitalistischen Bereichs berührt daher unmittelbar 
die staatlichen Institutionen (Vgl. Tab. 1). 
Die Tabelle zeigt die Entwicklung von Staatsausgaben und Staatseinnahmen in 
den letzten zwei Konjunkturzyklen. Als Indikator für die jeweilige konjunkturelle Lage 
wird der Auslastungsgrad des realen potentiellen Bruttoinlandsprodukts benutzt. Eine 
1 Die Zuschüsse des Bundes zur Finanzierung der Bundesanstalt für Arbeit hatten die im Fi-
nanzplan für 1975 vorgesehenen Ansätze um etwa 9 Mrd. DM überschritten! Dies führte 
im August 1975 zu einem Nachtragshaushalt! 
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Tabelle 1: Budgetentwicklung und Konjunktur 
Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie N: Volkswirtschaftliche Gesamtrechnungen, Reihe 1, 
Konten und Standardtabellen, Jahresgutachten des Sachverständigenrates 1976/77, S. 4 7, 
S. 124, Eigene Berechnungen 
wird der Auslastungsgrad des realen potentiellen Bruttoinlandsprodukts benutzt. Eine 
genaue Betrachtung von Ausgaben und Einnahmen zeigt, daß die Ausgabenentwick-
lung ebenso wie die Einnahmenentwicklung in weiten Bereichen prozyklisch verläuft. 
Die Reduktion der Ausgaben erfolgt jedoch in der Krise nicht so schnell, wie die der 
Einnahmen, die ziemlich unmittelbar den Bewegungen des Sozialprodukts folgen. 
4 
Infolgedessen treten in Rezessionsphasen vergrößerte Defizite auf (2). Hierbei ist 
diese Bewegung in der Krise 1974/75 noch ausgeprägter, als in der vorangegangenen 
Krise. 
2. Die Interessenlage von Arbeitnehmer- und Arbeitgeberverbänden 
Die Gewerkschaften haben auf der Grundlage der Keynes'schen Theorie operierend 
zur überwindung der Krise eine Expansions der Staatsausgaben (Konjunkturpro-
gramme) und z. T. eine Steuerumverteilung zugunsten der Arbeitnehmer (so in der 
Steuerreform) gefordert. Sie knüpfen damit an der unmittelbaren Interessenlage der 
Arbeitnehmer an, die auf die Erhaltung ihrer einzigen Einkommensquelle, den Ver-
kauf ihrer Arbeitskraft, gerichtet ist. Die Erhaltung dieser Einkommensquelle soll 
dadurch garantiert werden, daß der Staat den Ausfall an privater Nachfrage durch 
zusätzliche Staatsausgaben ersetzt - wobei die Staatsaufträge teilweise mit bestimm-
ten Beschäftigungsauflagen verbunden werden sollten - und die private Konsum-
nachfrage durch die Umverteilung der Steuerlast zugunsten der unteren Einkommens-
schichten angeregt wird. Gesellschaftspolitische Rahmenbedingungen werden lang-
fristig und damit zyklusunabhängig durchzusetzen versucht. _ . 
Die Unternehmerverbände haben weniger staatliche Ausgabenexpansionen 
gefordert - allenfalls das erste Investitionsprogramm für die Bauwirtschaft unter-
stützt -, als vielmehr eine Umverteilung der Steuerlast zugunsten der Gewinnein-
kommen. Außerdem verlangten sie den Abbau, die Zurückstellung oder die Modifi-
zierung bestimmter sozialer Reformprojekte(Mitbestimmung,Reformderberuflichen 
Bildung, Investitionslenkung). Grundlage ihrer Argumentation war im wesentlichen 
folgende: Nur durch die Förderung der privaten Investitionstätigkeit, die unmittel-
bar durch die Höhe der Nettogewinne und durch das „Investionsklima" gesteuert 
werde, könne die gegenwärtige Krise überwunden werden. 
3. Die Handlungsweise des Staates in der Krise 1974/75/76 
Der Staat hat in der Krise keine Wirtschaftspolitik nach keynesianischem Muster be-
trieben. Dieses Verhalten zeigt sich z. T. bereits in der Krise 196 7, wenn man anti-
zyklisches Verhalten nicht an der Höhe der Budgetdefizite mißt, sondern daran, wie 
stark der Staat von seinem bisherigen Ausgaben- und Einnahmentrend in Richtung 
einer Gegensteuerung abgewichen ist (3). In der derzeitigen Krise wurden zwar die 
2 Die Höhe der Defizite läßt sich in dieser Graphik nicht an der Differenz der Kurven von 
Ausgaben und Einnahmen ablesen, da beide Größen durch ihre prozentualen Zunahmen 
und nicht durch ihre absoluten Werte charakterisiert werden. Vgl. aber hierzu Tab. 2. 
3 Vgl. hierzu die Analysen des Sachverständigenrates mit Hilfe des sog. konjunkturneutra-
len Haushalts (das Konzept wird im Jahresgutachten 1970/71, S. 91 ff. erläutert, zur neue-
sten Version vgl. Jahresgutachten 1976/77, S. 202 ff.), sowie den Beitrag von D. Biehl, 
Anatomie einer Krise, Kieler Diskussionsbeiträge Nr. 41, Kiel 1975, insbes. S. 18 
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Ausgabenansätze stärker als das nominale Bruttosozialprodukt erhöht, die Erhöhun-
gen sind jedoch nicht Ausdruck einer stark antizyklischen Expansionspolitik, son-
dern weitgehend Reflex der ökonomischen Entwicklung im nichtstaatlichen Sektor. 
Dies zeigt auch ein Blick auf die strukturellen Veränderungen in der Zusammenset-
zung der Staatsausgaben (Tab. 2). 
Tab. 2: Daten zur Ausgabenstruktur (a) 
lfd. Ausgaben 
Jahr insg. Transfers an Staats- Staat!. BSP Budget-
priv. Hh. verbrauch Bruttoinv. saldo (b) 
1973 1. Hj. 12,1 8,9 13,8 5,3 12,0 + 7.810 
2. Hj. 16,5 14,7 15,8 6,2 10,4 + 5.880 
1974 1. Hj. 15,1 15,2 16,3 19,7 7,2 - 1.700 
2. Hj. 15,3 14,9 18,3 19,8 7,8 - 10. 750 
1975 1. Hj. 17,6 24,3 12,2 7,6 4,1 -29.110 
2. Hj. 14,3 22,7 10,0 1,9 5,1 - 31.080 
1976 1. Hj. 8,7 8,7 7,6 -5,4 9,3 - 24.510 
2. Hj. 7,0 6,1 6,0 -1,3 8,4 -19.150 
a) Veränderung gegenüber dem Halbjahr des Vorjahres in% 
b) Absolut in Mio. DM 
Quelle: WiSta 2/77 
Hier wird deutlich, daß die staatlichen Bruttoanlageinvestitionen zu Beginn der Krise 
noch stark expandierten, auf dem Höhepunkt der Krise und danach dann aber kaum 
noch ansteigen (im zweiten Halbjahr 1975 um 1,9 % nominal und 1976 sogar nega-
tiv sind!). Dagegen stieg der Staatsverbrauch aufgrund der Lohnentwicklung im öf-
fentlichen Bereich unvermindert und stärker als der private Verbrauch (1975 8,9 %) 
an und die Transfers an Haushalte explodierten sogar mit einem krisenbedingten An-
stieg von 24 %. 
In den Höhepunkt der Rezession fallen die Maßnahmen der Bundesregierung 
vom Herbst 1975. Die Gesetzesvorhaben zeigen recht gut, in welcher Richtung die 
staatlichen Institutionen auf die Krise reagiert haben. Werfen wir hierzu kurz einen 
Blick auf die Programme. Einerseits wurde ein Programm vom 5,75 Mrd. DM zur 
Ankurbelung der Bauwirtschaft initiiert, andererseits sollte das gestiegene Defizit 
durch Steuererhöhungen und das sog. Gesetz zur Verbesserung der Haushaltsstruktur 
reduziert werden. Die geplanten Steuererhöhungen betrafen die Umsatzsteuer ( + 2 %) 
( die Erhöhung scheiterte jedoch später am Einspruch des Bundesrates, wird aber in 
Höhe von 1 % möglicherweise 1978 wirksam), sowie spezielle Verbrauchsteuern (Ta-
bak und Branntwein), deren Erhöhung ab 1.1. 77 wirksam wurde. 
Die groß angekündigte Durchforstung des „Wildwuchses" öffentlicher Ausga-
ben durch das Haushaltsstrukturgesetz bestand in Wirklichkeit zum großen Teil ( et-
wa zu 2/3) aus der Kürzung von Sozialleistungen, insbesondere aus der Verminde-
rung der Zuschüsse des Bundes zur Bundesanstalt für Arbeit durch Erhöhung des Bei-
trags zu Arbeitslosenversicherung und die Kürzung von Arbeitsförderungsmaßnah-
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Tab. 3: Übersicht zum Haushaltsstrukturgesetz 
Maßnahmen zur Verbesser,ung der Haushaltsstruktur 
und zur Verminderung der Kreditaufnahmen 
I. Gesamtergebnis 
davon 
Kürzungen gegenüber bisher geltendem Finanzplan 1) 
Maßnahmen zur Verbesserung der Haushaltsstruktur 2) 
II. Bereich 
1. Öffentlicher Dienst 
2. Wirtschaft 
3.Landwirtschaft 
4. Verminderung der Zuschüsse an die Bundesanstalt 
für Arbeit durch Erhöhung Arbeitslosenversiche-
rungsbeitrag von 2 auf 3 vH 
5. Arbeitsförderungsgesetz und sonstiges im Bereich 
des Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung 
6. Gesundheitswesen 
7. Wohnungswesen und Städtebau 3) 
8.Forschung und Technologie 
9. Bildung und Wissenschaft 4) 
10. Zuschüsse zum Schutzraumbau u. a. 
11. Gemeinschaftlich finanziette Ausgaben von 
Bund und Ländern 
12. Sparförderung 
13.Abbau von Steuervergünstigungen 
14. Abbau von Subventionen (Zuwendungsempfänger) 
15. Globale Minderausgabe 
16. Steuererhöhungen 
1976 
12 978 
5 100 
7 878 
1 131 
15 
269 
3 800 
900 
46 
50 
343 
40 
209 
275 
800 
nachrichtlich 
1977 1978 1979 Länder und 
Gemeinden 
- in Mill. DM- 1976grob 
geschätzt 
26 843 32 915 23 442 
6 600 11 400 
20 243 21 515 23 442 2 800 
1 267 1 404 1 472 2 200 
15 5 
532 777 1 087 100 
4 600 4 800 5 000 
1 465 1 725 1 880 40 
55 155 255 
109 172 244 40 
95 100 105 
408 410 510 180 
45 45 45 
765 759 754 
400 465 525 
287 373 415 240 
300 325 350 
1 800 
8 100 10 000 10 800 
Haushaltsverbesserungen insgesamt 7 878 20 243 21 515 23 442 2 800 
davon Ausgaben 3 622 6 715 5 519 6 086 2 400 
davon Einnahmen 4 256 13 528 15 996 17 356 400 
Die Länder werden im Jahr 197 6 um rd. 2,8 Mrd. DM entlastet; ab 1977 erhöht sich die Entlastung insbesondere durch ihren Anteil an 
der Mehrtwertsteuererhöhung auf 8 bis 10 Mrd. DM. • 
1) Hier handelt es sich ausschließlich um Kürzungen von Bundesausgaben; sie sind mit den Ausgabesteigerungen bereits saldiert. Eine Aus-
nahme bildet lediglich die Mittelzuführung an die Bundesanstalt für Arbeit, die im bisher geltenden Finanzplan für das Jahr 1976 nicht 
vorgesehen war. 2) Hier handelt es sich um die am 28. August 1975 im Kabinett zusätzlich beschlossenen gesetzlichen und haushaltsgesetzli- . 
chen Maßnahmen. 3) Im Jahre 1976 ist eine Anpassung des Wohngeldes an die Einkommens- und Mietentwicklung nicht möglich. 4) Eine 
Anpassung im Jahre 1976 ist nicht möglich. Härtefällen soll Rechnung getragen werden. Das Bundesausbildungsförderungsgesetz soll novel-
liert werden. Dabei soll auch die Förderung verstärkt auf Darlehen umgestelt werden. 
Quelle: Bulletin Nr. 106 v. 2.9.1975 
men). Die Haushaltsstrukturverbesserungen wurden ab 1.1. 76 wirksam (Vgl. Tab. 3). 
In Zusammenhang mit diesem Gesetz wurden außerdem die Ausgaben im Finanzplan 
für die Jahre bis 1979 so stark reduziert, daß bei gleichbleibender Preissteigerungsra-
te mit einer absoluten Abnahme der realen Staatsleistungen zu rechnen ist (4) (Vgl. 
hierzu Tab. 4). 
Tab. 4: Finanzplan 1975 bis 1979 (Stand: 28. August 1975) , 
Soll Entw. Finanzplan 
1975*) 1976 1977 1978 1979 
- in Mrd. DM -
1. Ausgaben 161,5 168,1 173,2 185,3 195,2 
Steigerung gegen-
über Vorjahr in v.H. (16,5) (4,1) (3,0) (7,0) (5,4) 
2. Einnahmen 
(Steuer- und Verwal-
tungseinnahmen) 120,6 129,2 151,0**) 167,4 **) 183,8 **) 
3. Finanzierungs-
defizite 40,9 38,9 22,2 17,9 11,4 
davon 
Münzeinnahmen 0,6 0,3 0,2 0,2 0,2 
Entnahme aus 
Rücklagen 2,4 
Nettokredit-
aufnahme 37,9 38,6 22,0 17,7 11,2 
*) Einschl. Nachtragshaushalt. 
**) Erhöhung des Umsatzsteueranteils zu Lasten der Länder zum Ausgleich der Übernahme 
des Kindergeldes im öffentlichen Dienst durch den Bund mit 1,5 Mrd. DM berücksichtigt. 
Quelle: Bulletin Nr. 106 v. 2.9.1975 
Wir sehen also, daß der Staat, was seine aktive Wirtschaftspolitik betrifft, keine Poli-
tik nach keynesianischem Muster betrieben hat. Die Ausgabenansätze wurden abge-
sehen von den Investitionsprogrammen für die Bauwirtschaft, regionalen Stützungs-
programmen und den gesetzlich automatisch anfallenden Zuschüssen an die Sozial-
versicherungsträger eher gekürzt. Zentraler Gegenstand der Kürzungsmaßnahmen war 
der Bereich der konsumtiven Staatsausgaben. Hierbei wurde der Personalbereich, ins-
besondere der Bildungsbereich am stärksten getroffen. Daneben wurden Subventio-
nen gekürzt, die die Bildungs- und Mobilitätsanstrengungen der Arbeitnehmer begün-
stigten. 
Betrachten wir nun nach der Ausgabenseite etwas genauer die staatlichen Maß-
nahmen auf der Einnahmenseite! 
4 Der Preisindex für die Staatsleistungen liegt aufgrund der Struktur des staatlichen Ange-
bots über dem BSP-Index 
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Die bereits erwähnten Maßnahmen zur Einnahmenverbesserung (Verbrauch-
steuern, Arbeitslosenversicherungsbeiträge) erhöhten in erster Linie die gegenwärti-
ge und zukünftige Steuerbelastung der Arbeitnehmer. Zugleich neutralisierten diese 
Maßnahmen weitgehend die Umverteilungseffekte der gerade erst realisierten Steu-
erreform, die die im Zuge der Inflation und der ökonomischen Expansion sich her-
ausbildende automatische relative Höherbelastung der Arbeitnehmer korrigieren soll-
te. Die Steuerreform hat allerdings auch nur eine kurzfristige Unterbrechung im 
Trend zur immer stärkeren Besteuerung der kleineren Einkommensbezieher bewirkt. 
Dies zeigt die folgende Tabelle, in der die Komponenten der Einkommensbesteue-
rung (Lohnsteuer, veranlagte Einkommensteuer, Kapitalertragsteuer sowie die Kör-
perschaftsteuer) im Zeitraum 1960 - 1977 dargestellt werden. Der enorme Anstieg 
der Lohnsteuer der Unselbständigen im Verhältnis zu den anderen Formen der Ein-
kommensbesteuerung beruht wesentlich auf der Progression des Einkommensteuer-
tarifs, die sich vor allem bei den unteren Einkommensgruppen (5), sowie auf dem 
Gestaltungsprivileg (6) der höher verdienenden Einkommensbezieher. 
Ante.l a"' 
)f-.!.,.,~ko>'><"'<'>'l 
,.,,,'fo 
30 
Tab. 5, Anteile arn 9'"""'""" St< .. e,aufkon,M<S'h 
lohrist-•uec 
Quelle: Monatsberichte der Deutschen Bundesbank, Finanzbericht 1977, eigene Berechnungen 
Den Maßnahmen zur Erhöhung der Steuerbelastung der Arbeitnehmer stand auf der 
5 Die Einkünfte aus unselbständiger Arbeit unterliegen der Lohnsteuer, und werden im 
Quellenabzugsverfahren erhoben, sofern die Einkünfte Lediger 24.000 DM, bzw. Verhei-
rateter 48.000 DM nicht übersteigen oder wenn die Einkünfte, die nicht der Lohnsteuer 
unterliegen, mehr als 800 DM betragen. Die übrigen, der Einkommensteuer unterliegenden 
Einkünfte werden, abgesehen von der Kapitalertragsteuer, im Wege der Selbstdeklaration, 
d. h. durch Abgabe einer Steuererklärung durch den Steuerpflichtigen erhoben. 
6 Unter dem Gestaltungsprivileg wird die Möglichkeit legaler Steuerminderung u. a. durch 
internationale Steuerflucht, Bewertungsfreiheiten, steuerbegünstigte Kapitalanlagen in 
Abschreibungsgesellschaften, Investitionsprämien usw. verstanden. Vgl. hierzuW. Upmeier, 
Die neue Klassensteuer, Diss. Köln 1972, S. 66 f. 
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anderen Seite die Erhöhung der Unternehmereinkommen durch die befristeten In-
vestitionszulagen, Lohnkostenzuschüsse und ab 1976 durch den Verlustrücktrag so-
wie schließlich ab 1977 durch die Körperschaftsreform gegenüber. (Vgl. hierzu die 
Übersicht 6. Die Tabelle enthält allerdings nur die direkten Abzüge). 
Tab. 6: Die Verteilung des Sozialprodukts 
(Veränderung gegenüber dem Vorjahr in%) 
1972 197 3 197 4 197 5 1 97 6 
Bruttoeinkommen aus Unterneh- 7,9 7,9 1,9 3,8 14,5 
mertätigkeit und Vermögen 
Nettoeinnahmen aus Unternehmer- 8,1 3,6 1,6 6,2 14,2 
tätigkeit und Vermögen 
Bruttoeinkommen aus unselb- 9,7 13,5 9,6 4,1 7,4 
ständiger Arbeit 
Nettoeinkommen aus unselb- 9,1 9,0 7,9 3,6 4,3 
ständiger Arbeit 
Quelle: Jahresgutachten des Sachverständigenrates 197 6/77, S. 68 
Die Übersicht zeigt recht deutlich, daß die im Zuge der Krise ergriffenen Maßnahmen 
die Nettoprofite stärker als die Bruttoprofite erhöht haben, während umgekehrt bei 
den Einkommen aus unselbständiger Arbeit aufgrund der starken Steuerprogression 
die Nettoeinkommen hinter den Bruttoeinkommen zurückbleiben. 
4. Die Fiskalpolitik in anderen kapitalistischen Ländern 
Die in der Bundesrepublik zu beobachtende Abkehr von einer ausschließlich keyne-
sianistisch orientierten Fiskalpolitik deutet sich in Ansätzen auch in anderen kapi-
talistischen Ländern an. Die Verschärfung der Inflationsprobleme im Zuge einer stän-
digen Ausweitung der Staatsausgaben hat zu einem ständigen Wechsel expansiver und 
kontraktiver Maßnahmen geführt, die nicht nur auf die Periode der Rezession bzw. 
des Booms beschränkt blieben, sondern bereits innerhalb einer einzigen Rezessions-
phase zu beobachten sind. So wurde während der Rezession in Großbritannien 1974/ 
75 im Anschluß an eine Mehrwertsteuersenkung und Maßnahmen zur Bauförderung 
sowie Steuererleichterungen für Unternehmen Anfang 1975 die Mehrwert- und die 
Einkommensteuer wieder erhöht und Ausgaben gekürzt. Anschließend initiierte man 
Beschäftigungsprogramme (7)! Während die „stop and go"-Politik lediglich das Di-
lemma einer keynesianistischen Politik in der Rezession offenlegt, weisen die Vor-
schläge Präsident Fords zur Bekämpfung der amerikanischen Rezession schon eher 
7 Vgl. A. Ahnefeld, D. Gebert, J. Roth, N. Walter, Die konjunkturelle und währungspoliti-
sche Lage der westlichen Industrieländer zur Jahreswende 197 5/7 6, in: Die Weltwirtschaft 
1975 Heft 2, S. 16 
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in die in der Bundesrepublik eingeschlagene Richtung: Ausgabenkürzungen im Be-
reich der Sozial- und Erziehungsausgaben bei gleichzeitiger Förderung der Kapital-
akkumulation durch Sonderabschreibungen. Wenn auch die Vorschläge weitgehend 
am Einspruch des Kongresses gescheitert sind, so deuten sie doch eine Tendenzwen-
de in der Krisenbekämpfung an (8). 
5. Einige Gründe für die Nichtrealisierung der keynesianistischen 
Wirtschaftspolitik 
Die gewerkschaftlichen Forderungen basierten, wie erwähnt, weitgehend auf der 
Keynes'schen Theorie (Linkskeynesianismus). Die Durchsetzung einer keynesiani-
schen Politik scheiterte nicht an der ohnehin schon großen Staatsverschuldung, da 
die Zunahme der staatlichen Verschuldung die Gesellschaft nicht ärmer macht und 
die Verschuldung im Aufschwung wegen dann steigender Steuereinnahmen wieder 
ruckläufig ist (9). Das Argument einer zu hohen Staatsverschuldung wurde ungeach-
tet dessen ständig von der Bundesregierung und der Opposition vorgebracht, um die 
Ausgabenkürzungen und Steuererhöhungen zu rechtfertigen (10). Das Defizit wurde 
als Schreckgespenst benutzt, um eine Reihe von langfristigen Strukturveränderungen 
im staatlichen Budget durchzusetzen (hierauf wird später eingegangen werden). 
Die Gewerkschaften haben m. E. Recht darin, daß ein automatisches Defizit 
eine keynesianistisch orientierte Wirtschaftspoltik nicht unmöglich macht. Entschei-
dend ist jedoch, daß der Staat in unserem System nicht ohne weiteres an die Stelle 
privater Nachfrager treten kann. Der staatliche Sektor wird systemimmanent auf be-
stimmte, in der Regel unprofitable Produktionszweige beschränkt. 
Hinzukommt die Tatsache, daß eine Ausweitung der staatlichen Nachfrage we-
der unmittelbar Mengeneffekte noch in jedem Fall größere.Beschäftigungseffekte er-
zielen muß, wenn die Unternehmer über ausreichende Markmacht und die freie Wahl 
des Produktionsverfahrens verfügen. Auf der Einnahmenseite muß eine Umverteilung 
der Steuerlast zugunsten der Arbeitnehmer nicht unbedingt konsumwirksam werden. 
Ein großer Teil wird in der Knse aus unsicheren Zukunftserwartungen heraus gespart. 
Schließlich hätte eine - bei konstantem Gesamtsteueraufkommen - zum Ausgleich 
vorgenommene Erhöhung der Gewinnsteuern die Basis der Kapitalakkumulation 
weiter reduziert und der rückläufigen Investitionsnachfrage kaum entgegengewirkt. 
Gerade der letzte Punkt hat dazu geführt, daß die Gewerkschaften der stattdessen 
8 Vgl. G. Armanski, R. W. Schulze, Krise der Kapitalakkumulation, staatliche Konjunktur-
politik und Inflation in den USA, in: Handbuch 4, Inflation-Akkumulation-Krise II, E. 
Altvater u. a. Hrsg., Frankfurt 1976, S. 47 ff. 
9 D. Biehl hat geschätzt, daß der konjunkturbedingte Steuerausfall vier Fünftel des gesamten 
Defizits beträgt. D. Biehl, a. a. 0., S. 8 
10 So veranschaulichte der Oppositionsführer Carstens die Finanzkrise (Defizit) mit folgender 
erschreckenden Feststellung:,, Jeden Tag, Sonn- und Feiertage eingeschlossen, macht die 
Bundesregierung 104 Mio. DM Schulden". Vgl. Die finanzpolitische Debatte im Bundestag, 
Auszüge in: Der Tagesspiegel v. 18.7.1975. Carstens ging von einem Defizit von 38 Mrd. DM 
aus. 
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eingeschlagenen Steuerumverteilung zugunsten der Gewinne wenig Widerstand ent-
gegengesetzt haben. 
Die Kritikpunkteweisen auf einige grundlegende Mängel der Keynes'schen Theo-
rie hin. Keyneshatte mit seiner Theorie die Grundlage für den modernen Staatsinter-
ventionismus geschaffen. Seine Theorie der kurzen Periode ließ jedoch Änderungen 
in der Angebotsstruktur sowie Kapazitätseffekte unberücksichtigt. Sie konnte daher 
lediglich kurzfristige, nachfrage bedingte Schwankungen der Produktion und Beschäf-
tigung erklären. In der Krise kam es nach Keynes lediglich darauf an, einen kurzfri-
stigen t)berschuß an zahlungsfähiger Nachfrage zu erzeugen, der mangels ausreichen-
der Neigung im privaten Sektor vom Staat zu realisieren war. Die staatliche Aktivi-
tät bezieht sich, liberaler Tradition entsprechend, ausschließlich auf die Zirkulations-
sphäre, nie auf mögliche Veränderungen der Produktionsbedingungen selber. Die 
Trennung in voneinander losgelöste Konsumtions- und Investitionsspähren mit völlig 
unterschiedlichen Bestimmungsgründen und die Ausklammerung der Distributions-
sphäre führen zu dem Schein, als ob der Konsum die Höhe der Produktion und des 
Profits bestimme und nicht umgekehrt, die Höhe des Profits das Niveau des Massen-
konsums bestimmt. Daher dann auch der Trugschluß, allein durch die Schaffung von 
Nachfrage die im Zuge der Krise auftretenden Disproportionalitäten bereits lösen zu 
können. Die Form der staatlichen Nachfrage hat bei Keynes keine Bedeutung. Eine 
Verbesserung der allgemeinen Produktionsbedingungen infolge staatlicher Investi-
tionen ist demnach zur Krisenüberwindung genausogut geeignet, wie eine Erhöhung 
anderer Staatsausgabenteile. 
Es ist klar, daß dieser Ansatz als Leitlinie wirtschaftspolitischer Aktion zuneh-
mend inadäquater wird, je mehr die Staatstätigkeit zur unmittelbaren Voraussetzung 
der Mehrwertproduktion wird und gleichzeitig die Bedingungen ihrer Realisierung 
bestimmt. 
6. Die Reaktion der Theorie: Neuere Ansätze a.ls alternative Erklärungsmodelle? 
Nach der Keynes'schen Revolution gab es angeblich die monetaristische Revolution 
(11). Können die Ansätze der Monetaristen als theoretische Basis des beobachteten 
wirtschaftspolitischen Krisenmanagements aufgefaßt werden? 
Die Monetaristen interpretieren die Krise als Ausdruck verfehlter Wirtschafts-
politik. Der Staat trägt ihrer Ansicht nach durch die antizyklische Geld- und Fiskal-
politik Schwankungen in das System hinein. Daher die Forderung nach Verstetigung 
des Geldmengenwachstums und der staatlichen Ausgabenexpansion. Die Monetari-
sten verlagern die Krisenursache vom privaten in den staatlichen Sektor. Die Überle-
gung, daß der Staat durch Schwankungen seiner Aktionsparameter u. U. Krisen aus-
lösen oder verschärfen kann, ist prinzipiell richtig. Allerdings ist die Beweisführung 
recht dürftig, da sie einerseits behaupten, daß die Fiskalpolitik wirkungslos in 
auf die Bestimmung der Produktionsentwicklung sei, andererseits eine Ver-
stetigung oder sogar Einschränkung der Staatsausgaben sei zur Krisenvermeidung un" 
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Auf die Weiterentwicklung keynesianistischer Ansätze in der Wachstumstheorie wird nicht 
eingegangen, da hier die Erklärung konjunktureller Krisen nicht Gegenstand der Analyse 
ist. 
umgänglich (12). Die Forderung nach einem stetig wachsenden aber relativ konstant 
bleibenden Staatssektor geht zudem an den realen Entwicklungsbedingungen des 
staatlichen Sektors vorbei, ebenso, wie die naive Behauptung, der private Sektor sei 
in sich stabil und neige von sich heraus nicht zu zyklischen Krisen. 
Dagegen beklagen sich die Fiskalisten, als Vertreter einer keynesianistisch orien-
tierten Wirtschafspolitik über die mangelnde Antizyklizität der Fiskalpolitik. Deshalb 
u. a. auch die Forderung nach stärkerer antizyklischer Steuerung der Gemeindeinvesti-
tionen, die ca. zwei Drittel der öffentlichen Investitionen ausmachen. Beiden Ansät-
zen ist gemeinsam, daß sie den Staat als exogenes Aktionszentrum verstehen, der 
eben nicht in all seinen Reaktionen Resultat der Formen kapitalistischer Produktivi-
tätssteigemngen ist. 
Einen anderen Weg gehen einige Ansätze in der Finanzwissenschaft und. der 
,,;1.euen politischen Ökonomie", die z. T. an einer Endogenisierung des Staatssektors 
arbeiten. In den finanzwissenschaftlichen Ansätzen wird versucht, die Entwicklung 
und Struktur der Staatsausgaben mit Hilfe von Angebots-Nachfrage-Modellen in den 
Griff zu bekommen (13). In recht oberfläcl:üicher Weise werden dabei Angebot und 
Nachfrage von Staatsleistungen aus dem Sozialproduktswachstum, der Bevölkerungs-
zahl, Urbanisiernngsgrad und ähnlichen Variablen abgeleitet. '0/ie der Bedarf aus 
Strukturveränderungen im Produktionsprozeß selbst resultiert und das mögliche An-
gebot von der Entwicklung des Mehrprodukts im privatka:oitalistischen Sektor ab-
hängt, karm mit dem Bezug auf die Größen Sozialprodukt oder Bevölkerungsent-
wicklung kaum erfaßt werden. 
Die Modelle der „Neuen politischen Ökonomie" ,,ersuchen dagegen Variatio-
nen des Staatssektors aus Wahlzylden abzuleiten (14). Es ha.ridelt sich hierbei im 
Grunde auc:1 um volutaristische Modelle, die vorgeben, der Politiker könne beliebige 
Programmalternativen, die keinexlei Schranken unterliegen, anbieten und werde sich 
für diejenige Alternative entscheiden, die jeweils die Stimmen der Wähler maximiert. 
Auch hier werden die politischen Alternativen nicht aus den Bedingungen des realen 
Produktionsprozesses herc.us bestimmt, sondern modellmäßig untersucht, wie das 
Produktionsniveau auf unterschiedliches Politikerverhalten --vermittelt über das Wäh-
1erverhalten - reagiert. Gerade die realtiv große Affinität der Parteiprogramme selbst 
hinsichtlich dei° K:tsenbekämpfung sollte Anlaß fi.ir eine Reflexion der Annahme be-
liebiger AHcrnativer: geben. 
12 Ds.:nint,.r steht der libc:al.e Kern der monetaristischen Doktrin, Minimierung der Staatsein-
griffe in das Marktgeschehen und auf keinen Fali Ausv;eitung des Staatssektors. Vgl. u. a. 
D. B. Simmert, Alternative Sta.bilisiernngskonzepte: Fiskalismus kontra Monetarismus, in: 
WSI--Mitteiiungen 5/1972, S. 138 ff. sowie die Diskussionsbeiträge in den WSI-Mitteilun-
gen P,, rfang 197 3. 
13 Vgl. hienu E. Hausei-, A. Meier, NL Rössler, H. Milller-Bodmer, Versuch eines Angebots-
Nachfrnge-Erklärnngsmodel.ls der öffentlichen Ausgaben, in: Finanzarchiv N. F. Bd. 32, 
1973/70,, S. 272 ff. so'01ie die dort ziiierte Litezatur. 
~4 Hierzu u. a. ehe ersten .Ansätze bei A .. Dovvns, 1Narum das staatliche Budget in der Demo-
k::atje z.~ klein ist, abgedri;.ckt ir.: Z•.vei Ansätze der Politischen Ökonomie, B. So Frey u. 
7{. Meii?iner Hrsg., Frankfurt 1974, sowie neuer: R S. JCrey, Tue Politico-Economic System: 
A ,3ir:rnlation Model, in: Kyklos, ·vol. 27, 1974, S. 227 ff. 
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7. Überlegungen zu einer marxistischen Interpretation der Fiskalpolitik 
a. Die Stellung des Staates im Reproduktionsprozeß 
Die Wiederaufnahme der marxistischen Diskussion um die Ableitung von Form und 
Funktionsweise des bürgerlichen Staates hat in den letzen Jahren einige wichtige Er-
kenntnisse zur Klärung der Rolle des Staates beigetragen (15). Die Haushaltspolitik 
wird dabei ebenso wie andere Politikbereiche als abhängige Variable der Kapitalakku-
mulation und nicht als eine autonom nach politischen Kriterien gestaltbare Größe 
angesehen. Der Staat steht in einem kapitalistischen Wirtschaftssystem in einem be-
sonderen Spannungsfeld. Er muß zur Weiterexistenz des Systems die private Kapital-
akkumulation am Leben erhalten. Dies realisiert er durch die Erstellung allgemeiner 
Produktionsvoraussetzungen, wobei diese Voraussetzungen teilweise stärker der Re-
produktion der Arbeitskraft dienen, teilweise primär die Produktion im privatkapi-
talistischen Bereich ermöglichen sollen. Durch diese Ausgaben wird die gesellschaft-
liche Reproduktion der Arbeitskraft und des Kapitals ermöglicht. Es sind daher in 
diesem Sinne reproduktive Ausgaben. Ein anderer Teil der Staatsausgaben dient nicht 
der gesellschaftlichen Reproduktion, sondern der Aufrechterhaltung und dem Schutz 
der kapitalistischen Produktionsweise. Diese Ausgaben sind nicht reproduktiv, in ei-
nem umfassenderen Sinne aber ebenso notwendig zur Reproduktion des Gesamtsy-
stem. 
Der staatliche Sektor kann sich jedoch nicht selbst reproduzieren, da er über 
die Mittel zu seiner eigenen Reproduktion nicht selbst verfügt, sondern sich die Res-
sourcen durch Besteuerung oder Kreditaufnahme von den Lohnarbeitern und Kapi-
talisten besorgen muß. Diese Mittel stehen dann aber nicht mehr zur direkten Repro-
duktion des reproduktiven Bereichs selbst zur Verfügung. Wenn nun der reproduktive 
Bereich die Mittel für die staatliche Aktivität aus seinem Mehrprodukt bestreiten 
muß, so ist die Ausdehnung staatlicher Aktivität an die Produktivitätsentwicklung 
im reproduktiven Bereich gebunden. Sinkt die Produktivität des reproduktiven Be-
reichs, so sinkt auch die Höhe des für den Staat verfügbaren Mehrprodukts. Eine 
Ausweitung des Staatsanteils in der Krise, vor allem wenn sie die nicht reprodukti-
ven Ausgaben betrifft, verschärft die Akkumulationsprobleme des reproduktiven 
Bereichs (zumindest mittelfristig). Hierzu G. Stamatis: ,,Die neuen Produktionsme-
thoden, die die Profitrate steigern, ermöglichen zwar in dem Maße, wie sie die Pro-
duktivität und die Ökonomie in der Anwendung des konstanten Kapitals erhöhen, 
eine entsprechende Zunahme der Anteile der unreproduktiven Ausgaben und der 
Staatsausgaben am Wertprodukt, die jeweils notwendige Zunahme dieser Anteile 
wird aber vor allem von den Erfordernissen der Reproduktion des Kapitalverhältnis-
ses auf der Realisierungsebene sowie auf der politisch, administrativen, ideologischen 
Ebene, also unabhänigig von der jeweils - im Hinblick auf die Reproduktion des re-
15 Vgl. hierzu u. a. E. Altvater, Zu einigen Problemen des Staatsinterventionismus, in: Prokla 
Nr. 3, 1972, S. 1 ff., S. v. Flatow, F. Huisken, Zum Problem der Ableitung des bürgerlichen 
Staates, in: Prokla 7 /1973, S. 83 ff.; sowie J. Hirsch, Staatsapparat und Reproduktion des 
Kapitals, Frankfurt 1974 und der Sammelband „Probleme einer materialistischen Staats-
theorie", Frankfurt 197 3. 
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produktiven Sektors zulässigen Zunahme bestimmt" (16). Deshalb sind ungleichge-
wichtige Entwicklungen die sich in Form von Reproduktionskrisen äußern, möglich. 
Wichtig ist dabei aber, daß die Entwicklung des Staatssektors primär durch die Ten-
denzen im reproduktiven Bereichen bestimmt wird und nicht umgekehrt. 
Die eben geschilderte Rolle des Staates wird von vielen Autoren wie folgt be-
schrieben: ,,Die Prirnärrevenuen sind die Basis, von der aus sich die Existenz der un-
produktiven Arbeiten als materialiter abgeleitet ergibt. Der Umfang der unreproduk-
tiven Arbeiten ist daher bestimmt durch den Reproduktionsprozeß des Kapitals und 
dessen Wertprodukt" (17) oder M. Cogoy: ,,Jede Art von Nachfrage, auch die staat-
liche Nachfrage kann ... nur aus der Übertragung eines Teils des akkumulierten Mehr-
werts aus der privaten in die öffentliche Hand entstehen" (18). 
So richtig der Grundsachverhalt hier dargestellt ist, muß doch bezweifelt wer-
den, ob alle Staatsausgaben gleichermaßen unproduktiv sind und zu einer Verminde-
rung des Gesamtmehrwerts führen. Außerdem ist zu klären, wie das Verhältnis der 
Begriffe unproduktiv - produktiv gegenüber den Begriffen reproduktiv - nicht re-
produktiv zu charakterisieren ist. 
Als produktive Arbeit wird von Marx die Arbeit bezeichnet, die Mehrwert schafft, 
d. h. Lohnarbeit, die in Beziehung zu einem Kapital tritt, das Waren produziert und 
dabei einen Mehrwert realisiert. Unproduktive Arbeit ist dagegen Arbeit, die zur Pro-
duktion von Gebrauchswerten eingesetzt wird. die keine Waren, jedenfalls keine ka-
pitalistischen Waren darstellen. Cogoy ist der Ansicht, daß zu dieser Bestimmung der 
produktiven Arbeit auf der Ebene des Gesamtkapitals zusätzlich die Einschränkung 
tritt, daß die Arbeit nur dann produktiv ist, wenn sie Waren produziert, die sich auch 
in Elemente des produktiven Kapitals, d. h. in Produktionsmittel und Lebensmittel 
umwandeln ( 19). D. h. produktiv ist nur die Arbeit, die gleichzeitig reproduktiv ist. 
Da die Charakteristika der so definierten produktiven Arbeit für die im Staatssektor 
angewandte Arbeit nicht zutreffen, werden die Staatsausgaben ausschließlich als un-
produktive Konsumtion angesehen. Cogoy wird von Stamatis m. E. zu Recht eine 
Vermischung der Verwertungsaspekte mit den stofflichen Eigenschaften der Arbeits-
produkte vorgeworfen(20). Die Unterscheidung, ob die Arbeit im reproduktiven Be-
reich oder nicht eingesetzt wird, ist unabhängig davon zu sehen, ob die Arbeit für den 
Einzelkapitalisten Mehrwert produziert oder nicht. 
Was bedeutet dies für die Charakterisierung der Staatsausgaben? Zweifellos 
dient ein Teil der Staatsausgaben der gesellschaftlichen Reproduktion des Kapitals 
(Verkehr, Energie usw.) sowie der gesellschaftlichen Reproduktion der Arbeitskraft 
( u. a. Gesundheit, soziale Sicherung). Diesen reproduktiven Bereichen stehen die nicht 
16 G. Stamatis, Die „spezifisch kapitalistischen Produktionsmethoden" und der tendenzielle 
Fall der allgemeinen Profitrate bei Karl Marx, Diss. Bremen 1975, S. 367 f. 
17 Projekt Klassenanalyse, Materialien zur Klassenstruktur der BRD, 2. Teil,Westberlin 197 4, 
s. 295 
18 M. Cogoy, Werttheorie und Staatsausgaben, in: Probleme einer materialistischen Staats-
theorie, a. a. 0., S. 142 
·19 M. Cogoy, a.a.0., S. 151 
20 G. Sfamatis, a. a. 0., S. 344, Fußnote 2 
15 
unmittelbar der gesellschaftlichen Reproduktion dienenden Ausgaben für Militär, in-
nere Sicherheit usw. gegenüber. Die Unterscheidung in reproduktive und nicht repro-
duktive Ausgaben ist jedoch unabhängig davon, ob die Ausgaben des Staates zum 
Ankauf kapitalistisch produzierter Waren getätigt werden oder nicht, d. h. ob die 
Ausgaben produktiv oder unproduktiv sind. Die produktiven Ausgaben verringern 
den Bereich der kapitalistischen Warenproduktion nur insofern, als der Output, z. B. 
staatliche Infrastrukturleistungen ( etwa Verkehrswege) keinen Warencharakter haben, 
während bei unproduktiver Verausgabung bereits die Leistungserstellung selbst nicht 
mehr kapitalistisch erfolgt. Nehmen die unproduktiven Ausgaben schneller zu als die 
produktiven, so wird auch der Sektor der kapitalistischen Warenproduktion schnel-
ler reduziert als sonst. Auch hieraus können sich Krisenmöglichkeiten durch eine zu 
schnelle oder zu langsame Expansion dieser Ausgabenkategorien ergeben. Dies be-
deutet m. E. auch die gegenwärtige Reprivatisierungsdiskussion an. 
b. Die Funktion des Staates in der Krise 
Die getroffenen Unterscheidungen sind sehr wichtig für die Analyse der staatlichen 
Möglichkeiten und Probleme bei der Krisenüberwindung. Um dies zu verdeutlichen, 
sei folgendesZitatCogoys kurz untersucht: ,,Dies ist dasDilemma der mixed economy. 
Wenn der Staat versucht, die Folgen eines Rückgangs der Profitrate zu verhindern, 
indem er die Produktion für den unproduktiven Konsum erhöht, so schränkt er da-
mit die Expansionssphäre des Privatkapitals ein. Der Gesamtkonsum der Gesellschaft 
kann durch diese Interventionsmethoden seinNiveauhalten, der Konsum als Moment 
der Kapitalakkumulation wird durch Konsum ohne Akkumulation ersetzt. Damit die 
Ausdehnung der staatlichen Tätigkeit finanziert werden kann, muß das private Kapi-
tal in seiner durch die Staatstätigkeit eingeengten Sphäre die Bedingungen profitab-
ler Akkumulation wiederherstellen"; und an anderer Stelle: ,,Der gesamte Mehrwert 
aber wird durch diese modifizierte Form der Wirtschaftskrise nicht nur nicht erhöht, 
... sondern um eine den staatlichen Ausgaben entsprechende Summe verringert". 
Die Betrachtung sollte m. E. stärker differenziert werden. 
Die Verwendung von Mehrwert im reproduktiven Bereich flir produktive Staats-
ausgaben (im anfangs definierten Sinne) mit nicht reproduktivem Charakter führt 
bei gleichbleibender Menge an angewandter lebendiger Arbeit zu einer Umstrukturie-
rung des Gesamtmehrwerts vom reproduktiven zum nicht reproduktiven Bereich. Die 
Expansion z. B. der Rüstungsausgaben vermindert dann zwar die Akkumulationsba-
sis des reproduktiven Sektors und damit auch des Staatssektors, sie senkt aber nicht 
die Mehrwertmasse insgesamt. Werden durch die Rüstungsproduktion zusätzliche 
Arbeitskräfte beschäftigt, wird der Gesamtmehrwert sogar steigen. Gehen schließlich 
von der Rüstungsproduktion spill-over-Effekte auf den reproduktiven Bereich aus, 
so wird die Absorption des wachsenden Staatsanteils durch Produktivitätseffekte im 
reproduktiven Bereich erleichtert. 
Im Gegensatz hierzu vermindern die unproduktiven Staatsausgaben unmittel-
bar den verfügbaren Mehrwert im privatkapitalistischen Sektor. Sie schaffen gleich-
zeitig die gesellschaftlichen Voraussetzungen der privaten Reproduktion. Sofern sie 
jedoch nur ganz allgemein die Bedingungen der Mehrwertproduktion sichern, d, h, 
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nicht unmittelbar oder mittelbar reproduktiv sind, beeinflussen sie nicht die Höhe 
des produzierten Mehrwerts. Sofern jedoch die Ausgaben reproduktiven Charakter 
haben, können sie u. U. sonst vorzuschießendes variables oder konstantes Kapital er-
setzen, wenn sie an die Stelle privater Ausgaben zur Reproduktion der Arbeitskraft 
oder des Kapitals treten. Dadurch steigt wieder der vorher reduzierte, für die Akku-
mulation verfügbare Mehrwert. Andernfalls, und dies ist die Regel, werden vom Staat 
Mehrwertteile zur Reproduktion der Arbeitskraft und des Kapitals zentralisiert und 
die private Reproduktionsbasis entsprechend vermindert. Die Reproduktionskosten 
können dann jedoch mittelbar in den folgenden Perioden durch eine Steigerung der 
Arbeitsproduktivität im reproduktiven Bereich gesenkt und das Mehrprodukt wieder 
gesteigert werden. 
Dies gilt jedenfalls für die „laufenden Ausgaben des Staates für Güter und 
Dienste" (21). Im Falle von staatlichen Subventionen werden entweder Teile des 
Mehrwerts innerhalb des reproduktiven Bereichs umverteilt, wie etwa Subventionen 
an die Landwirtschaft als Transfers vom Monopol- in den Wettbewerbssektor aufge-
faßt werden können, sie können aber auch zu Umverteilungen innerhalb der Bezie-
her des variablen Kapitals führen. Schließlich ist auch eine Umverteilung zwischen 
variablem Kapital und Nettoprofit möglich, wenn die Steuerbeträge zur Finanzierung 
der Subventionen an Unternehmen zu Lasten des in Grenzen veränderbaren Repro-
duktionsniveaus der Arbeiter erhoben werden. 
Durch zusätzliche - vorwiegend nicht substitutive (privates Kapital ersetzende) 
- Staatsausgaben in der Krise kann vorher brachliegendes Kapital zirkulieren. Die 
Staatsausgaben vermindern jedoch kurzfristig nicht die Reproduktionsbasis des re-
produktiven Bereichs, da sich dieser Bereich in der Krise ohnehin auf einer niedrige-
ren Basis reproduzieren will. Die Ausgaben dienen der Realisierung des überschüssi-
gen Kapitals. Die Krise des reproduktiven Bereichs wird damit also noch nicht über-
wunden, allerdings auch nicht notwendig verschärft. Eine Überwindung der Krise ist 
jedoch nur möglich, wenn der Staat die traditionelle Funktion der Krise z. T. mit-
übernimmt und die Rentabilitätsbedingungen durch staatliche Maßnahmen (Umver-
teilung zugunsten der Nettoprofite, Senkung der Steuerlast durch Verringerung un-
produktiver Ausgaben) zu verbessern versucht. 
Aber sobald der reproduktive Sektor wieder profitable Anlagen sieht (bzw. die 
Produktionsvoraussetzungen durch staatliche Ausgaben- und Einnahmenpolitik ver-
bessert worden sind), braucht der reproduktive Sektor größere Mehrwertteile für die 
erweiterte Reproduktion. Geht man davon aus, daß die Produktion für den Staat die 
Produktionsstruktur in der Krise verändert hat und Produktivitätseffekte noch nicht 
wirksam sind, ist ein Zurückdrängen der staatlichen Nachfrage jetzt schwer. Hierin 
liegt m. E. der tiefere Grund für die Befürchtungen der Unternehmerverbände vor 
einer krisenbedingten Ausweitung des Staatsanteils, sofern diese eben eine gewisse 
Beharrungstendenz aufweist und damit im Aufschwung zur Schranke des Profits wird. 
Diese Haltung verhindert eine größere Ausdehnung der staatlichen Konsumtion in 
der Krise und richtet ihr Interesse in erster Linie auf die Verbesserung der Rentabili-
21 Darunter wird in der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung die Summe aus staatlichem 
Konsum und staatlicher Investiton verstanden. 
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tätsbedingungen zugunsten der Nettoprofite und eine Umstrukturierung der öffent-
lichen Ausgaben in Richtung derjenigen Ausgaben, die die allgemeinen Voraussetzun-
gen der Mehrwertproduktion im reproduktiven Bereich verbessern.Das Interesse kann 
sich dabei je nach gesellschaftspolitischer Situation mehr auf nicht reproduktive Aus-
gaben stützen, z. B. wenn die Krise besondere Disziplinierungsausgaben erfordert, 
oder auf eine Verbesserung der das Kapital betreffenden materiellen Produktionsvor-
aussetzungen richten. Werden jedoch die nicht reproduktiven Ausgaben zu stark aus-
gedehnt, fehlt später die zur reibungslosen Realisierung notwendige Produktivitäts-
steigerung im reproduktiven Bereich. 
Aus den genannten Gründen stößt eine generelle Expansion der Staatsausgaben, 
wie sie Keynes vorschlägt, bei geringer Arbeits- und Kapitalproduktivität auf Schwie-
rigkeiten. Hinzukommt, daß gerade in der Krise die unproduktiven Ausgaben unver-
mindert hoch bleiben und die gesellschaftlichen Reproduktionskosten der Arbeits-
kraft steigen. So bleibt nur die Möglichkeit einer Umstrukturierung der Lastverteilung 
zwischen Arbeitnehmern und Unternehmern bei konstanter oder sogar rückläufiger 
Staatsquote und u. U. eine Einschränkung der staatlichen Investitionen. Die in der 
Rezession vorgenommenen Umstrukturierungen können u. U. im Aufschwung zu 
einer Produktionsschranke werden. 
Es wurde hier gezeigt, daß die keynesianischen Formen der Staatsintervention 
ihre Grenze in der Struktur des Kapitals selbst finden, wobei jedoch differenzierter 
als bisher argumentiert werden muß. Wenn diese Grenze erreicht ist, muß der Staat 
seine keynesianische Gestalt ablegen und neue Interventionsformen annehmen, nicht 
die unproduktive Ausdehnung der Produktion, sondern die Verbesserung der Produk-
tionsbedingungen und die Repression werden dann zur Hauptaufgabe des Staates (22). 
c. Die Interpretation der aktuellen Krise als Reproduktionskrise 
Der hier aufgezeigte Doppelcharakter des Staates (Produktionsvoraussetzung und 
-schranke zugleich) ist in der Keynes'schen Theorie nicht gesehen worden, da weder 
eine Unterscheidung in reproduktive und nichtreproduktive Ausgaben, noch in pro-
duktive und unproduktive Ausgaben vorgenommen wurde. Die Ausgabenstruktur 
wurde nicht näher untersucht, bis auf die Feststellung z. T. unterschiedlich starker 
Nachfrageimpulse der einzelnen Kategorien. Auch im Finanzbericht der Bundesre-
gierung ist eine undifferenzierte Sichtweise hinsichtlich der Ausgabenstruktur festzu-
stellen. So heißt es dort: ,,Man muß davon ausgehen, daß alle staatlichen Aufwen-
dungen im weitesten Sinne der sozialen Gerechtigkeit und der Förderung des Wirt-
schaftswachstums dienen, also im volkswirtschaftlichen Sinne produktiv sind, gleich-
gültig ob sie sich dann in der Aufgliederung der Ausgaben nach ökonomischen Grup-
pen beispielsweise als Personalaufwendungen oder als unmittelbare Sachinvestitionen 
niederschlagen" (23): oder bezüglich der Rüstungsausgaben: ,,Grundsätzlich gehen 
von der Erstellung dieser militärischen Güter die gleichen ökonomischen Wirkungen 
aus, wie von den vorgesehenen Investitionsausgaben der öffentlichen Haushalte. Diese 
Ausgaben zählen jedoch nach der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung herkömm-
22 Vgl. M. Cogoy, a.a.O., S. 163, Anfmerkung 62 
23 Vgl. Finanzbericht 1972, S. 121 
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licherweise nicht zu den Investitionen, sondern zu Staatsverbrauch" (24). 
Diese undifferenzierte Betrachtung der verschiedenen Staatsaktivitäten in ihren 
Bedeutungen für den kurzfristigen und den langfristigen Reproduktionsprozeß ver-
schließt den Blick für die Erklärung des Staatshandelns in der augenblicklichen Krise. 
Die derzeitige Krise ist neben der üblichen zyklischen Krise und der Verschärfung 
der Krise durch die Rohstoffverteuerung und den internationalen Krisengleichklang 
auch eine Reproduktionskrise aufgrund bestimmter Entwicklungstendenzen im Staats-
sektor, die zwar nicht erst in der Krise oder kurz davor begonnen haben, die aber zu-
sammen mit den anderen Momenten für die Schärfe der Krise und für die eingeschla-
genen Lösungswege bestimmend sind. Die Tendenzen wurden durch die Krise ledig-
lich offen gelegt und ins Bewußtsein gerückt. 
Welche strukturellen Entwicklungstendenzen lassen sich feststellen? Tab. 7 
zeigt, daß die Bruttoinvestitionen des Staates real, d. h. in konstanten Preisen im 
Jahre 1975 kaum noch gestiegen sind, anders als der Staatsverbrauch, der sich stetig 
ausgedehnt hat. Die reale Staatsquote (Staatsverbrauch+ staatliche B_ruttoinvestition 
in % des Bruttosozialproduktes) ist zwar gestiegen, dies aber nur weil sich die priva-
te Produktion schneller verlangsamt hat. Bereinigt man die Staatsquote um die Be-
schäftigungsschwankungen, so ist kein Anstieg mehr erkennbar, seit 1974 sogar ein 
Rückgang. Hier wird noch einmal die geringe Antizyklizität der Ausgaben offensicht-
lich (25). 
Tab. 7 
Staat!. Staats- Brutto- reale reale Staats-
Bruttoin- verbrauch sozial- Staats- quote in % des 
vestition produkt quote in Produkt\onspo-
% des tentia!l 
BSP 
1972 20.570 76.880 563.500 17,29 
1973 20.640 80.070 592.400 17.00 16,6 
1974 22.920 83.870 595.000 17.95 16,9 
1975 23.510 86.670 574.800 19,17 16,8 
1976 16,7 
Quelle: Wirtschaft und Statistik 2/7 6 
a) Quelle: G. Flemig, K. H. Jüttemeier, J. Scheide, P. Trapp, N. Walter, Die konjunkturelle 
Lage in der Bundesrepublik Deutschland, in: Die Weltwirtschaft 1975 Heft 2, S. 53, Tab. 2 
Zum zweiten läßt sich ein kontinuierlicher Rückgang der lfd. Sachaufwendungen und 
der Sachinvestitionen an den Gesamtausgaben feststellen. Dies ist einerseits Reflex 
24 Ebenda 197 6, S. 104 
25 Dieser Rückgang entspricht auch der langfri~tigen Tendenz. Zu Beginn der 60er Jahre be-
trug die reale Staatsquote noch etwa 19,5 %. Vgl. A. Oberhauser, Stabiltätspolitik bei 
steigender Staatsquote, Studien der Kommission für wirtschaftlichen und sozialen Windel 
Nr. 43, Göttingen 1975, S. 14 
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der Ausweitung der personalintensiven Staatsfunktionen, zum anderen bedeutet dies 
aber auch, daß der Staat seine Ausgaben weniger für kapitalistisch produzierte Waren 
( ohne Arbeitskraft) aufwendet und stattdessen die unproduktiven Ausgaben verstärkt 
wachsen (Vgl. hierzu Tab. 8). 
Tab. 8 
lfd. Sach- Sachinve- Ausgaben prozentualer 
aufwand stition insgesamt Anteil der Sach-
ausgaben an den 
Gesamtausgaben 
1971 35,68 37,57 226,75 32,30 
1972 40,07 39,13 252,03 31,42 
1973 44,91 41,10 279,23 30,80 
1974 49,25 45,91 317,69 29,95 
1975 54~CO 49,50 369,50 28,01 
Quelle: Berechnet nach Finanzbericht 1976, S. 26 
jfonliche Tendenzen zeigt auch eine Übersicht über Strukturveränderungen der Bun-
des:msgaben zwischen den Ac:fgabenbereichen nicht reproduktiven und reprodukti-
ven Charakters. Die Ergebnisse sind allerdings aus mehreren Gründen vorsichtig zu 
interpretieren. Erstens liegt eine aktuelle Aufgliederung der Staatsausgaben nach Auf· 
gabenbereichen nur für die Bundesausgaben vor, Die Zahlen für den aggregierten 
Staatssektor werden mit einem time lag von ca. 3 Jahren veröffentlicht. Zum zweiten 
ist die Zuordnung zu den Kategmien reproduktiv bzw. nicht rnproduktiv, sowie die 
weitere Unterteilung in die Bereiche Arbeitskraft und Kapital nur sehr global und für 
einige Bereiche überhaupt nicht möglich. Unter Berücksichtigung dieser Einschrän-
kung zeigen die in Tab. 9 dargestellten Entwicklungen, daß eine sehr starke Reduk-
tion der nicht reproduktiven Ausgaben (relativ) zu erwarten ist, die zum großen Teil 
den durch die Krise bedingten Anstieg der gesellschaftlichen Reproduktionskosten 
der Arbeitskraft ausgleichen sol.len. Auch die Ausgaben für die geseilschaftliche Re-
produktion des Kapitals sind rückläufig. Eine Tende!lz, die möglicherweise jedoch auf 
die Dauer nicht durchgeha.iten werden wird. Verctntwortl.ich f:Ir den gerreJellen rela-
tiven. Rückg::ing der aufgeführten .A.usgabentei1e in den ?1a.ncnsätzen Ist lL a, die Zu-
_nahm.e deI Zins1asten, die in den Bere.icl-1en der hier nicht zu,geordneten allgerneinen 
Finanzvvirtschaft fallen" 
Wie an anderer Stelle bereits deutlich gemacht, expa.rdierte der St::.1.atsverbrnuch 
.• • ..] ~· • • • • • • T'> 1 • ; :- d' p 1;i11,o„1-a- di" insgesarGt aucn in ~.1er 1(r1se reuü1v unvf.rrnJnQer1 . .uaoe111auen vie erso] _____ l', ,)l·.,,,11 _._, 
o-rÖßte Z1:Jnahrrre erfal1rer1.o Der PersonaJkostenanstieg ist. ·weniger 2.uf Mehrein.stellun·, 
Cl ~ • ,, (' • 0 .,, ,1 • t ~ ~- . .: ..-.-l-- ,, ir--1,·r-·~ ;=,t...e ··~or ·r-tir-·"l.~1~-n gen 5 als v1e~111ehr au1 einen, JJ11 'Y ergleic.t1 z:1111 p1.~va.Len uel'l-.t\)~ 1...1u r~:-1-'- t'o :~_.:..,_:_, ____ ._..~~ 
T onnanct,eo zmü 0 k°'uführe11 (26') Bevorz.ugte Bereiche waren die person.alint~nslven 
•• .J • ~~ ,..J.,. '\ t) <.,,~ '>.1- ._,,_, · ·- ,, •• ~ - '-. • • , - ....--.. - • ~ t ~ i r• ~ • 
Sektoren·;; erteicligung, Bi.! cbJ:ig, (;~sund.~eit. U!\~ S~~1~;;resen. -~:~ die_ J. 9 7z+;,7_~.?l~~c~: 
geführ,en Stellenkürzungen vorw1egene1 die tl1r r.11.e r;..e,produKnon der Arn0uski ac 
v:;ichtigen 3eraiche betreffen haben~ Heg:: u. ?. ds.rj_n b:::gftindet, da:ß d~~ I-Hilfte de~; 
26 -, L2.~gf;isjg ist aHe:rdings der r\.nteü an de~: Z;c·we:;:bstäügen Z\Visch.e:1 195 0 ~Ed 1 ~Y_i O ~.rcrn 
l:,5 9; B"U.f 1,6 % r,estiegerL 'l;Jgt Projekt XJ.arse:ri.2Jiakyse, 2 .. a. 0., S" 289 
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Tab. 9: Strukturveränderungen der Bundesausgaben Anteil an den Gesamtausgaben in % 
1967 69 71 73 75 76d) 79e) 
nicht reproduktiva) 33,l 31,6 31,0 30,9 26,3 25,5 24,4 
zur gesellschaflichen 
Reprodukti9:,~ der 33,6 32,6 34,4 31,5 41,2 41,3 38,4 
Arbeitskraft 
zur gesellschaftlichen 
Reprodu1tion des Kapitalsc 17,2 17,5 19,4 22,l 18,0 17 ,l 16,5 
a) Als nicht reproduktiv werden die Ausgaben für Allgemeine Dienste angesehen. 
b) Unter diese Kategorie fallen die Ausgaben für Bildung, Soziale Sicherung und Kriegsfolgen, 
Gesundheit und Sport sowie Wohnungswesen. 
c) Der Reproduktion des Kapitals dienen vorwiegend die .Bereiche Energie und Wasserwirt-
schaft, Gewerbe und Dienstleistungen, Verkehr und Nachrichtenwesen sowie der Wirt-
schaftsunternehmen. Außerdem die Forschungsausgaben außerhalb der Hochschulen. 
Nicht zugeordnet wurden die Bereiche Ernährung, Landwirtschaft und Forsten, da die 
Ausgaben teils der Reproduktion der Arbeitskraft dienen, teils Einkommenstransfers an 
den Wettbewerbssektor sind und somit indirekt zur Reproduktion des dort angeiegten 
Kapitals notwendig sind. Ebenfalls nicht aufgeteilt oder zugeordnet wurde der Bereich 
allgemeine Finanzwirtschaft sowie die Ausgaben für Raumordnung und kommunale Ge-
meinschaftsdienste. 
d) Regierungsentwurf. 
e) Finanzplanung 
Quelle: Berechnet nach Finanzbericht 1976, Tab. 3, S. 156 f. 
Tab. 10: Personal der Verwaltung von Bund und Ländern nach Aufgabenbereichen 1975 a) 
in% 
a) Vollbeschäftigte am 30.6.7 5 
Quelle: WiSta 3/76, S. 165 
nicht reproduktiver 
Sektor 
Bereich der Repro· 
duktion der Arbeits-
kraft 
Übrige Bereiche 
darunter: 
Energie·· und Wasser-
wirtschafi, Gewerbe, 
Dienstleistungen und 
'1lerkehr 
44,7 
47,3 
8,0 
5,0 
Personals des gesamten Bereichs der öffentlichen Verwaltung in diesem Sektor be-
schäftigtist (Vgl. Tab. 10). 
Durch die genannten strukturellen Tendenzen hat der Staat die Reproduktions-
bedingungen des Kapitals verschlechtert, ins1:;fern, als die komplementären Infrastruk-
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turinvestitionen als Voraussetzungen zur Erhöhung des relativen Mehrwerts zugun-
sten von Transfers und Personalausgaben verringert wurden. Außerdem haben die 
Absorption der Arbeitskräfte durch den öffentlichen Sektor und die überdurchschnitt-
lichen Lohnsteigerungen die industrielle Reservearmee aufgesogen und die Verhand-
lungsposition der Arbeitnehmer im privaten Bereich gestärkt. 
Beide Tendenzen sind Folgen der kapitalistischen Produktionsweise. Sie sind 
temporär in der Lage, bestimmte Auswirkungen der Krise zu mildern, beschränken je-
doch gleichzeitig mittelfristig die Akkumulation des reproduktiven Sektors und ver-
stärken dadurch u. U. bestimmte Krisentendenzen in nachgelagerten Perioden. Vor 
dem Hintergrund dieser Argumentation wird klar, warum der Staat in der jetzigen 
Krise keine keynesianische Wirtschaftspolitik betrieben hat (27). Eine Ausgabenex-
pansion mag zwar kurzfristig die Profitrate stabilisieren, schränkt jedoch längerfristig 
die Profitrate ein, solange kompensierende Produktivitätseffekte noch nicht wirksam 
werden, zumal wenn sie Bereiche betrifft, die die Rentabilität der Mehrwertproduk-
tion kurzfristig nicht verbessern (Personalkosten, Sozialtransfers). 
Deshalb auch der Widerstand der Unternehmer gegen die Ausgabenexpansion. 
Dagegen ist eine Erhöhung der Nettoprofitrate kurzfristig zu Lasten der Arbeitneh-
mer solange möglich, als die Beschränkung des Reproduktionsniveaus keinen ernst-
haften Widerstand auslöst. Diesen Weg ist die Regierung in der gegenwärtigen Krise 
gegangen. Außerdem wurde durch die eingeleitete Beschränkung der konsumtiven 
Ausgaben, insbesondere der Personalausgaben, die Arbeitslosenquote wieder ver-
größert und der Lohnsatz tendenziell gesenkt. Die Umstrukturierung von konsum-
tiven zu investiven Ausgaben wird sich allderdings erst in den nächsten Jahren stärker 
auswirken und durchsetzen. Einen ersten Anhaltspunkt hierfür mag das im März 1977 
verkündete „Investitionsprogramm zur wachstums- und um weltpolitischen Vorsorge" 
mit einem Gesamtvolumen von insgesamt 16 Mrd. DM bieten. Ein erklärtes Ziel die-
ses Programms ist die Umstrukturierung der öffentlichen Haushalte hin zu mehr In-
vestitionsausgaben (28). 
8. Grenzen der augenblicklichen Krisenüberwindungsstrategie 
Die Grenzen der zur Zeit vorherrschenden Krisenbekämpfung werden schnell deut-
lich, wenn man sich überlegt, daß die staatliche Erhöhung der Nettogewinne im Ge-
gensatz zur direkten Ausgabenexpansion noch keine Absatzgarantie impliziert. Der 
relativ geringe Erfolg der Investitionszulagen zeigt dies auch in der gegenwärtigen 
27 In diesem Zusammenhang erscheint es auch als fraglich, ob die von Huffschmid u. a. ge-
machten Vorschläge einer Ausweitung der Sozialausgaben bei gleichzeitiger Beschränkung 
der Rüstungsausgaben, der Forschungsausgaben, der Subventionen und der Finanzhilfen 
ohne eine grundlegende Revision der Entscheidungskompetenzen des privaten Sektors tat-
sächlich geeignet wären, die Krise zu überwinden. Zu den programmatischen Vorschlägen 
vgl. u. a. Alternativen wirksamer und sozialer Wirtschaftspolitik, in: Blätter für deutsche 
und internationale Politik 12/197 5, S. 1318 ff. 
28 Vgl. Bulletin, Nr. 33 v. 30.3.77, S. 305 
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Krise. Bis zu einer irgendwann einmal eintretenden Reaktion entstehen hohe soziale 
Kosten in Form von Arbeitslosigkeit und unausgenutzten Kapazitäten. Hinzukommt 
ein technologischer Aspekt. Sofern die Unternehmer in höherem Maßearbeitssparen-
den technischen Fortschritt realisieren, wird selbst ein dadurch induzierter Anstieg 
der Investitionsnachfrage die hohe Arbeitslosigkeit nur wenig senken. Dadurch, daß 
der Staat nicht die Art der Investitionen, sondern überwiegend nur den Umfang zu 
beeinflussen versucht, ist die Wirksamkeit staatlicher Krisenüberwindung beschränkt. 
Zum anderen wird die Senkung des Reproduktionsniveaus der Arbeitnehmer gerade 
im Aufschwung in Reaktion auf steigende Gewinne zu verstärkten Lohnkonflikten 
und in Zusammenhang damit zu temporärer Überakkumulation führen. Die nächste 
Krise ist damit schon heute vorgezeichnet. Die akutelle Krise und ihre Überwindungs-
versuche haben dabei offengelegt, daß der Staat in die Krise des reproduktiven Be-
reichs mit hineingezogen wird, daß aber die Probleme und Grenzen staatlicher Krisen-
politik erst bei einer differenzierten Analyse der langfristigen Strukturveränderungen 
sichtbar werden. 
Schließlich bleibt bei der bisherigen Struktur der Entscheidungskompetenz die 
isolierte Entscheidung des privaten (29) und des öffentlichen Bereichs bestehen und 
damit auch die Möglichkeit von Krisentendenzen durch eine ungleichgewichtige Ent-
wicklung beider Bereiche. 
Anhang 
E"Sh Kt S b m c ema zur a egons1erung von taatsausl!a en 
-- - -
2~ Schaffung allg. Regelung d. Konflikts Garantie d. Rechtsverh. ök Prod. voraussetz. zwischen A + K Sicherg. d. Außenexpansion no 
Charakt.d.Ausg.art ~ 
nic~t reproduktiv 
p 
u ~ ----- --- ·------ - - -
-Arbeitskraft p 
re u 
pro, . p 
---·------------~-------duk1Kap1tal u 
tiv 1 p 
peides 
u 
a) p = produktiv, u = unproduktiv 
Eine derartige Unterteilung scheint mir sinnvoller zu sein als die relativ verschwommene Unter-
teilung des Projekts Klassenanalyse in die Bereiche: - Allgemeine Bürokratie; - Materielle Un-
terdrückung; - Herstellung und Verwaltung der Zirkulationsmittel (30). 
Auch der Systematisierungsversuch von O'Conner in - Sozialkapital (Sozialinvestition 
und Soziale Konsumtion); - Soziale Unkosten ist unzureichend. Während die sozialen Unkosten 
in etwa dem Begriff der nicht reproduktiven Ausgaben entsprechen, ist Conners Sozialkapital dem 
reproduktiven Bereich zuzuordnen, wobei allerdings die Differenzierung in produktive und un-
produktive Ausgaben verloren geht und die Bedeutung der Begriffe Investition und Konsumtion 
in diesem Zusammenhang nicht klar definiert ist (31). 
29 Von einer Entscheidung des privaten Bereichs kann allerdings in diesem Sinne eigentlich 
nicht gesprochen werden, da sich die Entwicklung im privaten Bereich einer bewußten 
Gestaltung entziehen, vielmehr sich die bürgerliche Gesellschaft in ihren strukturbestim-
menden Merkmalen durch die Wirksamkeit objektiver Gesetze reproduziert. 
30 Vgl. Projekt Klassenanalyse, a. a. 0., S. 310 
31 Vgl. J. O'Conner, Die Finanzkrise des Staates, Frankfurt 1974, S. 16 f. 
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